
Am 4. April 2027 entscheidet sich, welchen 
wirtschaftspolitischen Kurs der Kanton 
Zürich einschlägt. Die Ausgangslage zu 

den Regierungsratswahlen ist geklärt: Mit Re-
gierungsrätin Natalie Rickli und Nationalrat 
Martin Hübscher für die SVP, Nationalrat Andri 
Silberschmidt und Kantonsrat Martin Huber für 
die FDP sowie Nationalrat Philipp Kutter für Die  
Mitte treten fünf bürgerliche Persönlichkeiten an.

Entscheidend ist, dass sie sich gegenseitig 
unterstützen und als gemeinsame Kraft wahrge-
nommen werden. Übergeordnet geht es darum, 
eine verlässliche Mehrheit zu gewinnen für einen 
Kanton, der seine wirtschaftliche Stärke sichert.

Der Handlungsbedarf ist beträchtlich. Beson-
ders augenfällig ist er bei den Unternehmenssteu-
ern. Zürich weist im interkantonalen Vergleich die 
höchste ordentliche Gewinnsteuerbelastung auf. 
Das kann nicht der Anspruch des Wirtschafts-
motors der Schweiz sein. Der Gewinnsteuersatz 
muss deshalb schrittweise von 7 auf 5 Prozent 
gesenkt werden. Dazu braucht es Mehrheiten im 
Kantonsrat und im Regierungsrat.

Standortpolitik reicht jedoch weiter. Unterneh-
men brauchen weniger Bürokratie, einfache digi-
tale Verfahren und eine Verwaltung, die sich als 
Ermöglicherin versteht. «Netto-Null-Bürokratie» 
muss zum verbindlichen Ziel werden: Neue ad-
ministrative Pflichten sind nur vertretbar, wenn 
gleichwertige Belastungen entfallen. Auch das 
Wachstum der Verwaltung ist zu begrenzen. Sie 
soll nicht stärker wachsen als die Bevölkerung.

Ebenso dringlich sind mehr Wohnraum, kürzere 
Bewilligungsverfahren und eine leistungsfähige 
Infrastruktur. Der Gegenvorschlag zur Woh-
nungsinitiative ist rasch umzusetzen. Engpässe 
auf Schiene und Strasse müssen beseitigt, der 
Flughafen Zürich und seine Direktverbindungen 
gesichert werden. Qualitativ hochstehende Bil-
dung, eine verlässliche Energieversorgung und 
bessere Bedingungen für Innovation gehören 
ebenfalls auf die Traktandenliste.

Entscheidend ist, dass sich SVP, FDP und Die 
Mitte im Regierungsratswahlkampf gegensei-
tig unterstützen. Damit ist auch die Erwartung 
verbunden, dass sie den Standort im genannten 
Sinne weiterentwickeln. Daran werden sich Par-
teien und Kandidierende messen lassen müssen 
– während der Legislatur und an ihrem Ende. Die 
Zürcher Wirtschaft erwartet Geschlossenheit, 
Verbindlichkeit und konkrete Reformen.

Die bürgerliche Mehrheit ist kein Selbstzweck. 
Sie erhält ihre Berechtigung durch Resultate. Die 
fünf Kandidierenden haben die Chance, gemein-
sam für einen starken, wettbewerbsfähigen und 
freiheitlichen Kanton Zürich einzustehen. Nutzen 
sie diese Chance, profitiert der Kanton. 

RAPHAËL TSCHANZ,  
DIREKTOR ZÜRCHER HANDELSKAMMER
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Fünf Kandidaturen, ein  
gemeinsamer Auftrag
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10-Punkte-Programm:  
Wirtschaftspolitische Schwerpunkte 
für die Legislatur 2027–2031
Die Zürcher Wirtschaft braucht gute Rahmenbedingungen, 
keine zusätzlichen Hürden. Für die Legislatur 2027–2031 setzt 
die Zürcher Handelskammer (ZHK) deshalb klare Prioritäten: 
weniger Bürokratie, ein wettbewerbsfähiges Steuerumfeld, 
einen effizienteren Staat und bessere Voraussetzungen für 
Unternehmen, Arbeitskräfte und Innovation.
RAPHAËL TSCHANZ / CLAUDIO ZIHLMANN

Die Kantonsrats- und Regierungsratswahlen 
2027 sind für den Wirtschaftsstandort Zürich 
zentral. In der kommenden Legislatur müssen 
wichtige Weichen gestellt werden. Die ZHK hat 
deshalb zehn wirtschaftspolitische Kernforderun-
gen aufgestellt, die im vorliegenden Artikel vor-
gestellt werden.

1. Die hohen Gewinnsteuern endlich senken
Ein zentraler Baustein einer erfolgreichen 
Standortpolitik ist ein attraktives Steuerum-
feld. Unternehmen investieren dort, wo die 
Rahmenbedingungen stimmen und langfristige 
Planungssicherheit besteht. Der Kanton Zürich 
weist heute im interkantonalen Vergleich die 
höchste Gewinnsteuer auf. Das schwächt den 
Wirtschaftsmotor der Schweiz im Standortwett-
bewerb.

Die ZHK fordert deshalb eine Senkung des 
Gewinnsteuersatzes von heute 7 Prozent auf 
mittelfristig 5 Prozent. Nur so kann die Wettbe-
werbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Zürich 
langfristig gesichert und ein attraktives Umfeld 
für bestehende wie auch neue Unternehmen ge-
schaffen werden.

2. Einführung einer «Netto-Null-Bürokratie»
Ebenso wichtig wie die Steuerbelastung ist die 
regulatorische und bürokratische Belastung. Un-
ternehmen sollen ihre Energie in ihre Geschäfts-
tätigkeit investieren können und nicht in immer 
neue administrative Anforderungen. Deshalb 
fordert die ZHK, dass sich die Verwaltung gegen-
über den Unternehmen eine «Netto-Null-Büro-
kratie» zum Ziel setzt. 

Damit ist mehr gemeint als der Abbau einzel-
ner Vorschriften. Die Verwaltung soll sich pro-
aktiv damit auseinandersetzen, wo Bürokratie 
reduziert, Verfahren vereinfacht und Anforderun-
gen abgeschafft werden können. Der Grundsatz 
muss lauten: Neue Regulierungen dürfen nicht 
einfach hinzukommen, ohne gleichzeitig beste-
hende Belastungen zu hinterfragen.

3. Einschränkung des Staatswachstums
Eine wettbewerbsfähige Wirtschaft braucht  
einen leistungsfähigen Staat. Leistungsfähig be-
deutet aber nicht möglichst gross. Die ZHK for-
dert deshalb ein Massnahmenpaket, mit dem das 
Wachstum der Verwaltung begrenzt wird. Die 
Verwaltung soll nicht schneller wachsen als die 
Bevölkerung – dies fordert auch die bereits ein-
gereichte kantonale Initiative «Personalbremse 
bei der kantonalen Verwaltung» der FDP. Gleich-
zeitig soll sich die Lohnentwicklung am jeweiligen 
Branchenbenchmark orientieren.

4. Ausschöpfung des inländischen Arbeitskräfte-
potenzials forcieren
Der Fachkräftemangel bleibt eine zentrale Her-
ausforderung für die Zürcher Wirtschaft. Gleich-
zeitig verfügt der Kanton über ein grosses in-
ländisches Arbeitskräftepotenzial, das besser 
ausgeschöpft werden kann. Die ZHK fordert des-
halb ein Massnahmenpaket des Regierungsrats, 
das bestehende Fehlanreize korrigiert. Dazu ge-
hören insbesondere die steuerliche Belastung von 
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Zweitverdienenden, Steuervorteile für Teilzeitbe-
schäftigung sowie die steuerlichen Nachteile für 
Personen, die besonders viel arbeiten. Die Bot-
schaft muss klar sein: Mehr Arbeit soll sich loh-
nen. Bei der kantonalen Umsetzung der 2032 in 
Kraft tretenden Individualbesteuerung kann der 
Kanton die bestehenden Fehlanreize korrigieren.

Wer sein Arbeitspensum erhöht, soll dafür nicht 
überproportional steuerlich bestraft werden. Und 
wer zusätzlich arbeitet, soll einen entsprechenden 
finanziellen Mehrwert erzielen können. Eine bes-
sere Ausschöpfung des vorhandenen Arbeitskräf-
tepotenzials ist angesichts der demografischen 
Entwicklung eine der wichtigsten wirtschaftspoli-
tischen Aufgaben der kommenden Jahre.

5. Regelmässige Überprüfung des Leistungs
portfolios der Verwaltung
Auch die Rolle des Staates als Anbieter von Leis-
tungen muss regelmässig überprüft werden. 
Staatliche Betriebe sollen dort Leistungen er-
bringen, wo keine privaten Unternehmen ent-
sprechende Angebote bereitstellen. Der Kanton 
Zürich soll zudem sein Beteiligungsportfolio regel-
mässig überprüfen und sicherstellen, dass dieser 
Grundsatz eingehalten wird. Es geht dabei nicht 
um einen schwachen Staat, sondern um einen 
Staat, der seine Ressourcen dort einsetzt, wo sie 
den grössten Nutzen für die Bevölkerung und den 
Wirtschaftsstandort bringen.

6. Abbau von Gebühren, um Unternehmen  
zu entlasten
Auch die Gebührenbelastung beeinflusst die 
Standortqualität. Für Unternehmen ist häufig 
nicht nur entscheidend, wie hoch eine einzelne 
Gebühr ist, sondern wie viele Gebühren, Bewilli-
gungen und administrative Prozesse insgesamt 
anfallen. Die ZHK fordert deshalb eine systema-
tische Überprüfung. Welche Gebühren erhebt der 
Kanton? Wie werden sie bemessen? Wie hoch 
sind die tatsächlichen Kosten? Wie schneiden die 
Zürcher Gebühren im Vergleich mit anderen Kan-
tonen ab?

Nicht mehr gerechtfertigte Gebühren sollen 
gestrichen werden. Wo sich die zugrunde liegen-
den Kosten durch effizientere Prozesse senken 
lassen, sind auch die Gebühren entsprechend zu 
reduzieren. Der Kanton sollte sich dabei nicht 
mit der Frage begnügen, ob ein Verfahren recht-
lich möglich ist. Er sollte sich fragen, ob es für die 
Bürgerinnen und Bürger sowie die Unternehmen 
tatsächlich noch notwendig ist.

7. Steuerverwaltung: Positive Grundhaltung und 
Lösungsorientierung
Neben Gesetzen und Verordnungen entscheidet 
auch die Haltung der Verwaltung darüber, wie 
attraktiv ein Wirtschaftsstandort ist. Die ZHK 
erwartet deshalb von der Steuerverwaltung eine 
positive Grundhaltung und eine konsequente  

Lösungsorientierung. Innerhalb des rechtsstaat-
lichen Rahmens soll die Steuerverwaltung beste-
hende Ermessensspielräume für praktikable und 
unternehmensfreundliche Lösungen nutzen.

Das ist kein Widerspruch zu einem starken 
Rechtsstaat. Im Gegenteil: Rechtssicherheit und 
eine lösungsorientierte Verwaltung gehören zu-
sammen. Unternehmen müssen wissen, woran 
sie sind – und sie sollen darauf vertrauen können, 
dass ihnen die Verwaltung bei der Umsetzung 
des geltenden Rechts als Partnerin begegnet.

8. Digitalisierung nutzen, um Effizienzgewinne  
zu realisieren
Die Digitalisierung kann kurzfristig zu Mehraus-
gaben führen. Mittel- und langfristig müssen 
durch die Digitalisierung jedoch Effizienzgewinne 
und bessere Prozesse realisiert werden, welche 
die Unternehmen im Kanton spüren. Bei Digita-
lisierungsprojekten muss die Verwaltung des-
halb von Beginn an messbare Effizienzziele als 
KPIs definieren und deren Erreichung konsequent 
überprüfen.

9. Mehr Wohnraum für einen starken Wirt-
schaftsstandort
Wirtschaft und Wohnraum sind eng miteinander 
verbunden. Ein attraktiver Wirtschaftsstandort 
braucht genügend Wohnraum für die Menschen, 
die hier arbeiten. Die ZHK fordert deshalb die 
fristgerechte Umsetzung des am 14. Juni 2026 
angenommenen Gegenvorschlags zur Woh-
nungsinitiative. Ziel muss es sein, Verfahren zu 
beschleunigen und zu vereinfachen. Mehr Wohn-
raum entsteht nicht durch zusätzliche Regulie-
rung, sondern dort, wo Bauen möglich und Ver-
fahren effizient sind. Der Kanton kann hier einen 
entscheidenden Beitrag leisten.

10. Firmengründung vereinfachen
Firmengründungen sollen im Kanton Zürich in 
maximal 24 Stunden digital ermöglicht werden. 
Der Zugang zum Unternehmertum soll einfach 
sein und keine komplizierte Hürde darstellen.

Zürich braucht mehr Mut zu Veränderungen
Die wirtschaftspolitischen Ziele für die Legislatur 
2027–2031 lassen sich auf einen einfachen Nen-
ner bringen: Zürich soll den Unternehmen mehr 
Freiraum geben, statt ihnen neue Hürden in den 
Weg zu stellen.

Ein wettbewerbsfähiges Steuerumfeld, weniger 
Bürokratie, effiziente Verwaltungsprozesse, ein 
besser ausgeschöpftes Arbeitskräftepotenzial 
und ausreichend Wohnraum sind keine isolierten 
Einzelthemen. Sie gehören zusammen. Sie ent-
scheiden darüber, ob Zürich auch künftig ein 
Standort ist, an dem Unternehmen investieren, 
Menschen arbeiten und Innovationen entstehen.

Die Zürcher Handelskammer will deshalb einen 
Kanton, der Chancen ermöglicht und Eigeninitia-
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ZÜRCHER WIRTSCHAFT ÜBER-
RASCHEND ROBUST – DEM 
TOURISMUS FEHLEN JEDOCH 
AUSGABESTARKE GÄSTE

Die Zürcher Wirtschaft zeigt sich trotz 
geopolitischer und handelspolitischer 
Turbulenzen überraschend robust. Die 
Geschäftslage der Unternehmen hat sich 
nach einer vorübergehenden Eintrübung 
im Frühjahr wieder erholt und ist so posi­
tiv wie zuletzt Mitte 2023. Die Geschäfts­
erwartungen bleiben verhalten, haben 
sich zuletzt aber aufgehellt. Gegenläufig 
entwickelt sich der Tourismus.

Der Krieg zwischen den USA und dem Iran, die 
wiederholte Blockade der Strasse von Hormus 
und die unberechenbare US-Handelspolitik ha-
ben die Stimmung von Unternehmen und Konsu-
mentinnen und Konsumenten in den vergangenen 
Monaten getrübt. Auch der aktuelle Rekordsom-
mer stellt die Schweizer Wirtschaft vor Heraus-
forderungen. Hohe Temperaturen und tiefe Was-
serstände belasten die Energieinfrastruktur und 
Transportwege.

ZHK News

Quelle: Konjunkturboard Zürich, Bloomberg, LSEG Datastream

Schiffsverkehr durch die Strasse von Hormus bricht ein
Schiffsverkehr durch die Strasse von Hormus im Vergleich 
zu 2025, 7-Tage-Durchschnitt, in %

Zürcher Wirtschaft erholt sich trotz anhaltender 
Unsicherheit grösstenteils
Die Realwirtschaft hält den anhaltenden Belas-
tungen jedoch bemerkenswert stand. Die Ge-
schäftslage der Zürcher Unternehmen zeigt sich 
so positiv wie zuletzt Mitte 2023. Besonders die 
Industrie, der Grosshandel, die Finanz- und Ver-
sicherungsbranche sowie die übrigen Dienstleis-
tungen zeigten zuletzt positive Tendenzen. Die 
Binnenbranchen Bau und Projektierung bleiben 
auf hohem Niveau stabil. Auch die Geschäftser-
wartungen haben sich verbessert. Das spricht für 
vorsichtigen Optimismus: Trotz hoher Unsicher-
heit zeigen sich die Zürcher Unternehmen anpas-
sungsfähig, ohne die bestehenden Risiken auszu-
blenden. 

Der Saldo entspricht der Differenz zwischen dem Anteil positiver 
und dem Anteil negativer Nennungen und wird in Prozentpunkten 
angegeben. Ist er grösser als null, überwiegen die positiven Antwor-
ten; ist er kleiner als null, überwiegen die negativen. Beispiel: 30 % 
der Unternehmen schätzen ihre Geschäftslage als «gut» ein, 20 % 
als «schlecht». Daraus ergibt sich ein Saldo von 10 Prozentpunkten. 
Die übrigen 50 % entfallen auf eine «befriedigende» Geschäftsla-
ge und werden bei der Berechnung des Saldos nicht berücksichtigt. 
 
Quelle: Konjunkturboard Zürich, KOF Institut ETH Zürich

Aktuelle Geschäftslage Zürich vs. Gesamtschweiz
Saldo aus «gut» und «schlecht», saisonbereinigt
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Erwartete Änderung in den nächsten sechs Monaten
Saldo aus «verbessern» und «verschlechtern», 
saisonbereinigt

tive belohnt. Sie will einen Staat, der seine Kern-
aufgaben effizient erfüllt, sich regelmässig hin-
terfragt und digitale Möglichkeiten konsequent 
nutzt, sowie eine Verwaltung, die nicht fragt, 
warum etwas nicht geht, sondern wie es möglich 
gemacht werden kann.

Das Ziel für 2031 ist klar: Zürich soll wirtschaft-
lich dynamisch, international wettbewerbsfähig 
und unternehmerisch attraktiv bleiben. Dafür 
braucht es keine neuen Hürden, sondern mehr 
Freiraum für diejenigen, die unseren Wohlstand 
schaffen. 
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Schwächer präsentieren sich dagegen die touris-
musnahen Branchen Gastgewerbe und Detail-
handel. Der Grund: Viele Gäste aus Fernmärkten, 
die stark von Flugverbindungen über den Nahen 
Osten abhängig sind, bleiben aus. Die Logier-
nächte von Gästen aus Indien gingen im ersten 
Halbjahr um 28 Prozent zurück, jene aus Südost-
asien um 26 Prozent und jene aus den Golfstaa-
ten um 14 Prozent. China verzeichnete ein Minus 
von 2 Prozent. Wirtschaftlich besonders relevant 
sind dabei die Rückgänge bei den Gästen aus 
den Golfstaaten und China, weil sie überdurch-
schnittlich hohe Tagesausgaben aufweisen.

Zurückhaltung bei Neueinstellungen hält an
Trotz verhaltenem Optimismus bei der Ge-
schäftslage bleiben die Unternehmen bei Neuein-
stellungen für die kommenden Monate noch zu-
rückhaltend. Eine leichte Verbesserung ist zwar 
erkennbar, eine deutliche Belebung des Arbeits-
markts zeichnet sich aber noch nicht ab. 

Unter Einbezug verschiedener Prognosen geht 
das Konjunkturboard für 2026 von einem mo-
deraten realen BIP-Wachstum von rund 1 Pro-
zent im Kanton Zürich aus (sporteventbereinigt). 
Unbereinigt, also mit Sportevents, dürfte das 
Wachstum aufgrund der Wertschöpfung aus der 
FIFA-Fussballweltmeisterschaft knapp 2 Prozent 
betragen.

Das Konjunkturboard Zürich ist 
eine Partnerschaft zwischen dem 
Amt für Wirtschaft, der Zürcher 
Kantonalbank und der Zürcher 
Handelskammer. Es analysiert 

halbjährlich die konjunkturelle Entwicklung der 
Zürcher Wirtschaft. 

BUDGET 2027 DES KANTONS 
ZÜRICH: SINKENDER  
RESSOURCENINDEX ALS 
ALARMSIGNAL – NUN  
BRAUCHT ES MASSNAHMEN

Am 28. August hat der Regierungsrat den  
Budgetentwurf 2027 und den Konso­
lidierten Entwicklungs- und Finanzplan 
2027–2030 (KEF) präsentiert. Die finan­
zielle Ausgangslage zeigt sich weiterhin 
erfreulich solide. So sieht das Budget bei 
einem Aufwand von 20,8 Mrd. Franken 
einen Ertragsüberschuss von 207 Millio­
nen Franken vor. Weniger erfreulich ist 
das erneut hohe Personalwachstum der 
Verwaltung. Zudem ist der weiter sinkende 
Ressourcenindex ein Warnsignal für den 
Wirtschaftsstandort Zürich.

Personalwachstum einschränken
Die Beschäftigung in der kantonalen Verwaltung 
soll 2027 um 684 Vollzeitstellen bzw. weitere 
2,2 Prozent steigen. Die Zürcher Handelskam-
mer fordert, dass die Verwaltung nicht schneller 
wächst als die Bevölkerung. Der Regierungsrat 
muss bei der Entwicklung des Personalbestands 
stärker darauf achten, die Effizienz der Verwal-
tung insbesondere im Zuge der Digitalisierung zu 
steigern.

Massnahmen für einen attraktiven Wirtschafts-
standort Zürich
Besorgniserregend ist die Entwicklung des Zür-
cher Ressourcenindexes. Der Ressourcenindex 
misst die finanzielle Eigenkraft eines Kantons 
im Vergleich zum Schweizer Durchschnitt. Seit 
dem Jahr 2023 ist er für den Kanton Zürich um  
8,1 Punkte gesunken. 2027 beträgt der Rückgang 
1,7 Punkte. Massgebend dafür ist insbesondere die 
Entwicklung der Unternehmensgewinne. Um den 
Wirtschaftsstandort Zürich zu stärken, fordert 
die Zürcher Handelskammer, gestützt auf das im 
Leitartikel ab Seite 2 beschriebene 10-Punkte-
Programm, folgende konkrete Massnahmen:

1.	� Senkung des Gewinnsteuersatzes für Unter-
nehmen: Der Kanton Zürich hat weiterhin die 
höchsten Gewinnsteuern für Unternehmen in 
der gesamten Schweiz.

2.	� Die Verwaltung setzt sich das Ziel «Netto-
Null-Bürokratie» für Unternehmen. 

3.	� Die Verwaltung soll nicht schneller als die Be-
völkerung wachsen und bei den Löhnen den 
jeweiligen Branchenbenchmark nicht über-
schreiten.

4.	� Staatliche Betriebe sollen nur dort Leistungen 
erbringen, wo es keine privaten Anbieter gibt.

5.	� Gebühren für Unternehmen sollen gezielt 
überprüft und reduziert werden.

WICHTIGE GESCHÄFTE IN  
DER HERBSTSESSION

Am 14. September beginnt in Bern die 
dreiwöchige Herbstsession des nationalen 
Parlaments. Es werden einige richtungs­
weisende Geschäfte debattiert. Die  
Zürcher Handelskammer (ZHK) wird ins­
besondere die Beratungen der folgenden 
Geschäfte mit Interesse mitverfolgen:

Zwei wichtige Geschäfte für den Finanzplatz 
Zürich
Der Ständerat wird Ende September voraus-
sichtlich zwei Änderungen des Bankengesetzes 
beraten. Zum einen geht es um den «Public Liqui-
dity Backstop». Dieser ermöglicht es der Schwei-
zerischen Nationalbank, einer systemrelevanten 
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Bank in einem Sanierungsverfahren zusätzliche 
Liquidität bereitzustellen, die der Bund garan-
tiert. Der Ständerat berät zum anderen auch 
die «Eigenmittelunterlegung ausländischer Be-
teiligungen im Stammhaus von systemrelevan-
ten Banken». Systemrelevante Banken müssten 
künftig deutlich mehr Eigenmittel für ihre aus-
ländischen Tochtergesellschaften im Stamm-
haus unterlegen. Konkret betrifft das primär die 
UBS. Beide Geschäfte waren Ende August in der  
dafür zuständigen ständerätlichen Kommission 
für Wirtschaft und Abgaben (WAK-S) vorberaten 
worden.

Das meint die ZHK: Ein erstes positives Zeichen zur 
Eigenmittelunterlegung kam bereits im Mai. Die 
WAK-S kündigte damals an, auch Alternativen zum 
aus Sicht der Wirtschaft zu weit gehenden Entwurf 
des Bundesrates prüfen zu wollen. Eine verhältnis-
mässige und international abgestimmte Ausge-
staltung ohne schweizerischen Alleingang ist abso-
lut zentral, gerade auch für den Wirtschaftsraum 
Zürich. Es braucht auch weiterhin einen leistungs-
fähigen und wettbewerbsfähigen Finanzplatz. Er 
bietet über 100’000 Arbeitsplätze, erarbeitet mehr 
als ein Sechstel der regionalen Wertschöpfung und 
erbringt unverzichtbare Dienstleistungen für Be-
völkerung und Unternehmen. Nun gilt es, für beide 
Änderungen des Bankengesetzes eine tragfähige 
Lösung zu finden, die die Stabilität des Finanzplat-
zes stärkt, ohne seine internationale Wettbewerbs-
fähigkeit zu beeinträchtigen.

Beratungen zum Vertragspaket Bilaterale III
In der Herbstsession wird der Ständerat als Erst-
rat über das Vertragspaket mit der EU beraten. 
Vorgängig entscheidet er, ob die Stabilisierungs-
abkommen dem fakultativen oder dem obliga-
torischen Referendum unterstellt werden sollen. 
Während sich der Bundesrat und die aussenpoli-
tischen Kommissionen beider Räte für das fakul-
tative Referendum aussprechen, beantragt die 
Staatspolitische Kommission des Ständerates 
mit knapper Mehrheit eine Verfassungsänderung. 
Damit wären die Stabilisierungsabkommen zwin-
gend Volk und Ständen vorzulegen. Der Stände-
rat strich das Geschäft in der Sommersession 
von der Traktandenliste, damit die Staatspoliti-
sche Kommission zunächst eine konkrete Verfas-
sungsvorlage ausarbeiten konnte. 

Das meint die ZHK: Zielführend ist, beim geltenden 
verfassungsrechtlichen Verfahren zu bleiben und 
die Bilateralen III dem fakultativen Referendum 
zu unterstellen. Die Bilateralen III erfordern keine 
Verfassungsänderung. Das ordentliche Referen-
dumsverfahren gewährleistet die demokratische 
Mitsprache, ohne die für den Wirtschaftsstandort 
zentrale Weiterentwicklung der Beziehungen zur 
EU mit einer unnötigen zusätzlichen Hürde zu be-
lasten. Die EU ist die wichtigste Handelspartnerin 
der Schweiz. 

LEX-KOLLER-VERSCHÄRFUNG 
SCHADET DER WIRTSCHAFT – 
OHNE NUTZEN FÜR DEN  
WOHNUNGSMARKT

Mit einer Verschärfung der sogenannten 
Lex Koller will der Bundesrat den Grund­
stückerwerb für Personen im Ausland 
weiter beschränken und damit den ange­
spannten Wohnungsmarkt entlasten. Der 
bundesrätliche Entwurf verfehlt dieses  
Ziel jedoch in jeglicher Hinsicht und schadet 
stattdessen der Wirtschaft. Die Zürcher 
Handelskammer (ZHK) lehnt den Vorschlag 
des Bundesrats daher entschieden ab.

Im Rahmen der Begleitmassnahmen zur Volksini-
tiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!» hat der Bun-
desrat im April die Verschärfung der sogenannten 
Lex Koller in die Vernehmlassung gegeben. Diese 
soll dazu beitragen, den Wohnungsmarkt zu ent-
spannen und den Druck auf die Wohnungspreise 
zu senken.

Fragwürdige Wirkung
Eine Regulierungsfolgeabschätzung zum Entwurf 
des Bundesrats kommt jedoch zum Schluss, dass 
der Nutzen für den Wohnungsmarkt vernachläs-
sigbar wäre. Die Änderungen wären sogar kont-
raproduktiv: Sie würden den verfügbaren Wohn-
raum verringern und der Wirtschaft schaden.

Der erste Teil der Vorlage betrifft nachvollzieh-
bare, jedoch wirkungslose Verschärfungen im Be-
reich des Wohnungswesens. Drittstaatenange-
hörige ohne Niederlassungsbewilligung müssten 
eine als Hauptwohnung erworbene Immobilie in-
nert zwei Jahren verkaufen, wenn sie diese nicht 
mehr selbst bewohnen. Zudem sollen die kanto-
nalen Bewilligungskontingente für Ferienwoh-
nungen reduziert werden. In der Realität werden 
diese Massnahmen kaum Einfluss auf den Woh-
nungsmarkt haben. Die Zahl der betroffenen 
Transaktionen ist dafür schlicht zu klein.

Erheblicher Kollateralschaden
Neu müssten Börsenteilnehmende – etwa Ban-
ken und Wertpapierhäuser – vor Transaktionen 
mit kotierten Effekten von Wohnimmobilienge-
sellschaften, Immobilienfonds, Immobilien-SICAV 
sowie von Gesellschaften, deren Aktiven nach Ver-
kehrswert zu mehr als einem Drittel aus Schweizer 
Grundstücken bestehen, prüfen, ob der Erwerber 
nach der Lex Koller bewilligungspflichtig ist. Diese 
Massnahme würde zu einem unverhältnismäs-
sigen Aufwand führen. Die Regulierungsfolge-
abschätzung warnt deshalb vor einer möglichen  
Dekotierung betroffener Immobiliengesellschaf-
ten und Immobilienfonds.
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Der Wirtschaftsraum Zürich als Standort  
diverser solcher Unternehmen – etwa im Finanz-
dienstleistungsbereich – wäre diesen Verschär-
fungen besonders stark ausgesetzt.

Auch die Landesflughäfen sind betroffen
Betroffen wäre auch die börsenkotierte Flug-
hafen Zürich AG. Transaktionen mit ihren Aktien 
würden wegen des hohen Anteils von Schwei-
zer Grundstücken an den Aktiven von der neuen 
Prüfpflicht erfasst. Neben einem erheblichen  
Bürokratieaufwand würde sich aber auch die  
Kapitalbeschaffung für Investitionen in Infra-
struktur und Flugbetrieb erschweren. 

Die ZHK hat sich im Vernehmlassungsprozess 
eingebracht und den Bundesrat auf die schädli-
chen Effekte hingewiesen. Sie lehnt die Vorlage 
entschieden ab. 

Motion Aeschi: WAK-N für Verschärfung
Parallel zum Vernehmlassungsentwurf fordert die 
Motion Aeschi «Verschärfung der Lex Koller» nun 
noch weitergehende Restriktionen. Die Lockerun-
gen der letzten 40 Jahre sollen rückgängig ge-
macht und die Lex Koller wieder auf den ursprüng-
lichen Stand von 1985 zurückgeführt werden. Die 
nationalrätliche Kommission für Wirtschaft und 
Abgaben (WAK-N) empfiehlt die Motion zur An-
nahme. Der Bundesrat lehnt den Vorstoss ab und 
verweist auf internationale Verpflichtungen, die 
die Schweiz in der Zwischenzeit eingegangen ist.

Der Bundesrat muss jetzt eine mehrheitsfähige 
Vorlage ausarbeiten und dem Parlament vorle-
gen. Eine Verschärfung dürfte es dennoch schwer 
haben. Die wirtschaftsfreundlichen Parteien im 
Zentrum lehnen sie vollumfänglich ab. 

DIE WOHNPOLITIK  
BLEIBT WICHTIG

Das Nein des Zürcher Stimmvolks zu den 
beiden linken Wohn-Initiativen am 14. Juni 
ist ein Etappensieg für weniger Bauvor-
schriften, raschere Bewilligungsverfahren 
und mehr Wohnraum. Doch die nächsten 
wohnpolitischen Auseinandersetzungen 
stehen bereits an.

Ende Juni reichte der Mieterverband Schweiz die 
Mietpreis-Initiative ein, die schweizweit regel-
mässige und automatische Mietzinskontrollen 
fordert. Im Kanton Zürich zielen parlamentari-
sche Vorstösse etwa auf modernere Denkmal-
schutzregeln, eine höhere Hochhausgrenze und 
eine flexiblere Nutzung von Arbeitsplatz- und 
Wohnzonen. Zudem verpflichtet der angenom-
mene Gegenvorschlag zur Wohnungsinitiative 
Kanton und Gemeinden, günstige Bedingungen 

Neue  
ZHK-Mitglieder
Kanalhelden AG
Die Kanalhelden AG mit Hauptsitz in Emmen LU baut 
ihre Präsenz im Wirtschaftsraum Zürich weiter aus. Von 
den Standorten Rümlang und Zürich Stadt aus ist der 
Fachbetrieb für Kanalreinigung und Rohrreinigung, TV-
Inspektion und grabenlose Kanalsanierung rund um die 
Uhr für Verwaltungen, Unternehmen und Private im Ein-
satz. Jährlich reinigt das Team über 120 Kilometer Kana-
lisation und meistert mehr als 250 Notfalleinsätze.
kanalhelden.ch / zuerich-kanalreinigung.ch 

Careum Auditorium
Mitten im Zürcher Hochschulquartier bietet das Careum 
Auditorium Raum für Kongresse, Tagungen und Firmen-
veranstaltungen aller Art. Die Location besticht durch ihr 
flexibles Raumkonzept für bis zu 500 Personen, ihre mo-
derne Veranstaltungstechnik, die exklusive Nutzung ohne 
Parallelveranstaltungen und ihre gute Erreichbarkeit mit 
ÖV und dem Auto. Das Auditorium ist Teil des Campus 
der Careum Stiftung, die sich für Bildung, Forschung und 
Vernetzung im Gesundheitsbereich engagiert. 
careum-auditorium.ch

Abonnieren Sie den Newsletter 
«Fürschi Züri» und bleiben Sie  
informiert.

für ein ausreichendes und bedarfsgerechtes 
Wohnraumangebot zu schaffen.

Mit «Fürschi Züri» setzt sich die Zürcher Han-
delskammer für einen attraktiven Wirtschafts- 
und Lebensraum ein. Die Plattform ordnet wohn-
politische Entwicklungen ein und fördert einen 
faktenbasierten Diskurs.

http://kanalhelden.ch
http://zuerich-kanalreinigung.ch
https://point.cloud/
http://careum-auditorium.ch
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Weitere Informationen sowie die Anmeldung 
für diese und andere ZHK- und Partner-Events 
finden Sie unter: 
www.zhk.ch/events 

Aktuelle Events

Impressum 
Die Zürcher Handelskammer ist die 
Stimme der Wirtschaft. Als branchen-
übergreifender Wirtschaftsverband  
vertritt sie die politischen Interessen  
von über 1’300 Mitgliedunternehmen  
mit über 200’000 Mitarbeitenden  
und setzt sich für liberale, wettbewerbs
fähige Rahmenbedingungen im Wirt-
schafts- und Lebensraum Zürich ein.

Die ZHK behält sich vor, eingesandte 
Texte zu kürzen oder zu modifizieren.

Quellen 
ZHK, rivedia.com

Zürcher Handelskammer
Löwenstrasse 11, Postfach, 
8021 Zürich, zhk.ch

Direktion
+41 (0) 44 217 40 50 
direktion@zhk.ch

Beglaubigungen / Carnet ATA
+41 (0) 44 217 40 40
beglaubigung@zhk.ch

Abonnieren  

Sie unsere  

elektronischen  

Newsletter unter:  
 

www.zhk.ch/ 

newsletter
3. Teil der Webinar-Serie zu  
künstlicher Intelligenz

SEPTEMBER
202617.

Partner-Event: Fragen zu AHV,  
Pensionskasse und Partnerschaft

NOVEMBER
202616.

Podium Regierungsratswahlen

NOVEMBER
202625.

Frühstücksevent: Wie weiter nach 
der 10-Millionen-Initiative?

SEPTEMBER
202630.

Partner-Event: Aussenhandels- 
Fachtagung (Zollsymposium)

OKTOBER
202629.

http://www.zhk.ch/events
http://www.rivedia.com
http://www.zhk.ch
mailto:direktion@zhk.ch
mailto:beglaubigung%40zhk.ch?subject=
http://www.zhk.ch/newsletter
http://www.zhk.ch/newsletter

